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1. Bekanntmachung der Wohnbau Wörth a. Rh. GmbH: Gesellschafterstruktur. 

 

Bekanntmachung 
 

Zum 29.10.2019 wurden die Gesellschafteranteile des Landkreises Germersheim an die Stadt Wörth am 

Rhein verkauft. Demnach ergibt sich folgende Gesellschafterstruktur: 
 

 Stammeinlage in € Stammeinlage in % 

VOLKSWOHNUNG GmbH 2.600.000,00 50,00 

Stadt Wörth am Rhein 2.600.000,00 50,00 

 

Herr Landrat Dr. Fritz Brechtel scheidet somit zu gleichem Datum als Aufsichtsratsmitglied aus. Zum 

10.12.2019 wurde Herr Tobias Simon, Stadt Wörth a. Rhein, in den Aufsichtsrat berufen. 

 

Wohnbau Wörth a. Rh. GmbH 

Geschäftsführung 

gez. Petra Pfeiffer 
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2. Öffentliche Bekanntmachung der Kreisverwaltung Germersheim: Allgemeinverfügung zur 

Bestellung eines Geldwäschebeauftragen 

 

Allgemeinverfügung zur Bestellung eines Geldwäschebeauftragen 
 

Aufgrund der §§ 2 Abs. 1 Nr. 16, 7 Abs. 3 und 50 Nr. 9 des Gesetzes über das Aufspüren von Gewinnen aus 

schweren Straftaten (Geldwäschegesetz – GwG) in der aktuellen Fassung i.V.m. § 2 Abs. 2 der 

Landesverordnung über Zuständigkeiten nach dem Geldwäschegesetz Rheinland-Pfalz (GwGZuVO) in der 

aktuellen Fassung i.V.m. den §§ 35 Satz 2, 41, 43 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der aktuellen 

Fassung, ergeht folgende 

 

Allgemeinverfügung: 
 

1. Unternehmen mit Hauptsitz im Landkreis Germersheim sind verpflichtet, einen Geldwäschebeauftragten 

und einen Stellvertreter im Sinne des § 7 GwG zu bestellen, wenn 

 

a) sie mit folgenden hochwertigen Gütern handeln: Edelmetalle (wie Gold, Silber und Platin), Edelsteine, 

Schmuck und Uhren, Kunstgegenstände und Antiquitäten, Kraftfahrzeuge, Schiffe und Motorboote 

sowie Luftfahrzeuge, 

b) der Handel mit diesen Gütern über 50 % des Gesamtumsatzes im vorherigen Wirtschaftsjahr 

ausmacht (Haupttätigkeit), 

c) am 31.12. des vorherigen Wirtschaftsjahres insgesamt mindestens zehn Mitarbeiter in den Bereichen 

Akquise, Kasse, Kundenbuchhaltung, Verkauf und Vertrieb einschließlich Leitungspersonal, 

(insbesondere Geschäftsführung) beschäftigt sind und 

d) im vorherigen Wirtschaftsjahr bei mindestens einem Geschäftsvorgang der in § 4 Abs. 5 GwG 

genannte Schwellenwert überschritten wurde. 

Bitte beachten Sie: Geschäftsvorgänge, bei denen mehrere Transaktionen durchgeführt werden, die 

zusammen den genannten Schwellenwert überschreiten und bei denen Anhaltspunkte dafür 

vorliegen, dass zwischen ihnen eine Verbindung besteht, sind als ein Geschäftsvorgang anzusehen. 

 

2. Die Bestellung des Geldwäschebeauftragten ist der Kreisverwaltung Germersheim bis spätestens 31.05. 

des laufenden Wirtschaftsjahres schriftlich mit den beruflichen Kontaktdaten (Name, Vorname, Anschrift, 

Telefon, E-Mail-Adresse) mitzuteilen. Änderungen sind unverzüglich mitzuteilen. Für Mitteilungen kann 

der unter www.kreis-germersheim.de/geldwaesche abrufbare Vordruck verwendet werden. 

3. Unternehmen können von der Verpflichtung zur Bestellung eines Geldwäschebeauftragten seitens der 

Aufsichtsbehörden befreit werden, wenn das Unternehmen nachweist, dass die Gefahr von 

Informationsverlusten und –defiziten aufgrund arbeitsteiliger Unternehmensstruktur im Hinblick auf die 

Vorschriften zur Geldwäscheprävention nicht besteht und nach risikobasierter Bewertung anderweitige 

Vorkehrungen getroffen werden, um Geschäftsbeziehungen und Transaktionen zu verhindern, die mit 

Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung zusammenhängen. Die Entscheidung der Aufsichtsbehörde ist 

gebührenpflichtig. 

 

4. Für den Fall der Zuwiderhandlung gegen Ziffer 1 oder 2 dieser Verfügung wird ein Zwangsgeld in Höhe 

von 5.000,- € angedroht.  

 

5. Diese Allgemeinverfügung gilt zwei Monate nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben 

und ist ab diesem Zeitpunkt zu befolgen. Sie kann mit Begründung bei der Kreisverwaltung 

Germersheim, 17er Straße 1, 76726 Germersheim, während der allgemeinen Sprechzeiten (Montags bis 

http://www.kreis-germersheim.de/geldwaesche
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Freitag von 08.30 – 12.00 Uhr, Dienstag von 13.30 – 16.00 Uhr, Donnerstag von 13.30 – 18.00 Uhr) 

eingesehen werden. 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. 

Der Widerspruch ist bei der Kreisverwaltung Germersheim, Luitpoldplatz 1, 76726 Germersheim 

einzulegen. 

Der Widerspruch kann schriftlich oder nach Maßgabe des § 3 a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz 

(VwVfG) oder zur Niederschrift bei der Kreisverwaltung Germersheim, Luitpoldplatz 1, 76726 

Germersheim erhoben werden. 

Bei der Verwendung der elektronischen Form (§ 3 a Abs. 2 VwVfG) sind besondere technische 

Rahmenbedingungen zu beachten, die im Internet auf der Homepage der Kreisverwaltung  

(www.kreis-germersheim.de) unter dem Punkt Impressum aufgeführt sind. 

 

 

gez. 

 

Dr. Fritz Brechtel 

Landrat 

 

 

http://www.kreis-germersheim.de/
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3. Öffentliche Bekanntmachung der Kreisverwaltung Germersheim: Allgemeinverfügung der 

Kreisverwaltung Germersheim - Einschränkung der Besuchsrechte für Krankenhäuser, Pflege- und 

Behinderteneinrichtungen im Zuge der Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 (COVID-19). 

 
 

Allgemeinverfügung  

der Kreisverwaltung Germersheim 

 

Einschränkung der Besuchsrechte für Krankenhäuser, Pflege- und 

Behinderteneinrichtungen im Zuge der Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 

(COVID-19) 

 

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Es muss alles dafür 

getan werden, eine weitere Ausbreitung zu verhindern. Deshalb sind erhöhte Schutzmaßnahmen für 

vorerkrankte, ältere und im weitesten Sinne pflegebedürftige Menschen notwendig. 

 

Nach § 28 Absatz 1 Satz 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG) wird folgende Allgemeinverfügung erlassen: 

 

1. Besucherinnen und Besucher, die Kontaktpersonen der Kategorien I und II entsprechend der 

Definition durch das Robert Koch-Institut (RKI) sind oder bereits infiziert sind oder die sich in 

einem Gebiet aufgehalten haben, das vom RKI im Zeitpunkt des Aufenthalts als Risikogebiet 

ausgewiesen war oder innerhalb von 14 Tagen danach als solches ausgewiesen worden ist und 

die sich nicht bereits mindestens 14 Tage außerhalb eines Risikogebietes aufgehalten haben, 

dürfen folgende Einrichtungen nicht betreten: 

 

a) Einrichtungen nach § 23 Abs. 3 Nr. 1 und 3 bis 7 sowie § 36 Abs. 1 Nr. 2 IfSG 

(insbesondere auch Hospize), 

b) vollstationäre Einrichtungen der Pflege gem. § 71 Abs. 2 des Elften Buches 

Sozialgesetzbuch (SGB XI), 

c) Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen im Sinne des § 2 Abs. 1 des Neunten Buches 

Sozialgesetzbuch (SGB IX), in denen Leistungen der Eingliederungshilfe über Tag und Nacht 

erbracht werden, 

d) betreute Wohngruppen für pflegebedürftige volljährige Menschen nach § 5 Satz 1 Nr. 1 LWTG, 

e) betreute Wohngruppen für Menschen mit Behinderungen und mit Vorerkrankungen nach § 5 

Satz 1 Nr.1 LWTG, 

f) betreute Wohngruppen nach § 5 Satz 1 Nr. 2 LWTG für Menschen mit Intensivpflegebedarf oder 

schweren kognitiven Einschränkungen, 

g) betreute Wohngruppen nach § 5 Satz 1 Nr. 3 LWTG für Menschen mit Behinderungen und mit 

Vorerkrankungen, 

h) Wohneinrichtungen für ältere Menschen nach § 5 Satz 1 Nr. 4 LWTG, 

i) Einrichtungen der Kurzzeitpflege nach § 5 Satz 1 Nr. 6 LWTG und 

j) Einrichtungen nach § 5 Nr. 7 LWTG, die einem unter lit. d) bis i) beschriebenen 

Wohnangeboteentsprechen. 

 

Die in Satz 1 lit. a) bis j) genannten Wohngruppen und Einrichtungen werden im Folgenden auch 

als „Einrichtungen“ bezeichnet. 

 

Die Definition der Kontaktpersonen der Kategorien I und II ist unter 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Kontaktperson/Management.html 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Kontaktperson/Management.html
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abrufbar. 

 

Infizierte Personen sind solche, bei denen die Infektion durch einen Test nachgewiesen wurde. 

 

Die jeweils geltenden Risikogebiete sind unter 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete.html tagesaktuell 

abrufbar. Eine kurzzeitige Anwesenheit, z. B. im Rahmen einer Durchreise, gilt nicht als 

Aufenthalt nach Satz 1, selbst wenn es dabei etwa bei einem Tankvorgang, einer Kaffeepause 

oder einem Toilettengang zu einem kurzzeitigen Kontakt mit der dortigen Bevölkerung 

gekommen ist. 

 

Jede Patientin, jeder Patient, Bewohnerin, Bewohner oder Betreute einer Einrichtung im Sinne 

dieser Verfügung darf nur eine Besucherin oder einen Besucher, die nicht zu dem in Nr. 1, Satz 1, 

1. Halbsatz genannten Personenkreis zählen, pro Tag für je eine Stunde empfangen. Dies gilt 

nicht für Kinder unter 16 Jahren sowie für Menschen mit erkennbaren Atemwegsinfektionen. 

 

2. Die Einrichtungen können, ggf. auch unter Auflagen, Ausnahmen zulassen, wenn ein besonderes 

berechtigtes Interesse vorliegt. Sofern Ausnahmen zugelassen werden, muss dennoch durch 

entsprechende Maßnahmen sichergestellt werden, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie 

andere Personen in den jeweiligen Einrichtungen nicht gefährdet werden. 

 

3. Auf die Bußgeldvorschrift des § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG sowie die Strafvorschrift des § 74 IfSG wird 

hingewiesen. 

 

4. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben und tritt 

mit ihrer Bekanntgabe in Kraft. 

 

 

Begründung 

 

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Es muss alles dafür 

getan werden, eine weitere Ausbreitung zu verhindern. Deshalb sind erhöhte Schutzmaßnahmen für 

vorerkrankte, ältere und im weitesten Sinne pflegebedürftige Menschen notwendig. Diese Anordnung 

ist gemäß § 28 Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Zur Begründung im 

Einzelnen: 

 

Zu Nr. 1: 

Nach § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG trifft die zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen, wenn 

Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden oder es 

sich ergibt, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, soweit und 

solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. 

 

Für reiserückkehrende Besucherinnen und Besucher aus Risikogebieten wird für den durch die 

Inkubationszeit definierten Zeitraum von 14 Tagen nach Ankunft aus einem der fraglichen Gebiete und 

für Besucherinnen und Besucher, die Kontaktpersonen der Kategorien I und II sind, ein Verbot zum 

Betreten der in den Buchstaben a) bis j) definierten Einrichtungen ausgesprochen. Bereits infizierte 

Personen dürfen die unter Buchstaben a)- j) genannten Einrichtungen erst dann wieder betreten, wenn 

der Wegfall der Erkrankung ärztlich bestätigt wurde. 

 

Kontaktpersonen der Kategorien I und II sind Personen mit einem Kontakt zu einem bestätigten Fall 

von COVID-19 ab dem 2. Tag vor Auftreten der ersten Symptome bei diesem Fall nach der Definition 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete.html
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des RKI. Ihnen wird grundsätzlich nahegelegt, Kontakte zu anderen Personen zu meiden. Damit die 

medizinische Versorgung weiterhin gewährleistet werden kann, gilt das Verbot nur für 

Kontaktpersonen, die Besucherinnen und Besucher sind. 

 

Risikogebiete sind Gebiete, in denen eine fortgesetzte Übertragung von Mensch zu Mensch vermutet 

werden kann. Um dies festzulegen, verwendet das RKI verschiedene Indikatoren (u. a. 

Erkrankungshäufigkeit, Dynamik der Fallzahlen). In den durch das RKI festgestellten Risikogebieten 

besteht eine allgemein wesentlich erhöhte Infektionsgefahr, so dass Personen, die sich dort aufhielten, 

als ansteckungsverdächtig anzusehen sind. Es ist auf die aktuelle Einstufung abzustellen. Es kommt 

nicht darauf an, dass diese Einschätzung bereits zum Zeitpunkt des Aufenthalts in einem im Sinne der 

Nr. 1 beschriebenen Gebietes vom RKI festgestellt worden ist. 

 

Kein Aufenthalt im Sinne der Ziffer 1 dieser Verfügung wird bei kurzzeitiger Anwesenheit in einem 

Risikogebiet außerhalb einer geschützten Umgebung (etwa im eigenen Kfz) angenommen, selbst wenn 

hiermit Kontakte mit der einheimischen Bevölkerung verbunden waren. Als kurzzeitig gelten etwa 

Zwischenstopps auf der Durchreise von bis zu 15 Minuten Dauer, wie sie in der Regel bei einem bloßen 

Toilettengang, einem Tankvorgang oder einer üblichen Kaffeepause im Rahmen der Durchreise 

gegeben sein können. 

 

Aktuell erhöhen sich täglich die Zahlen derer, die nachweislich am neuen Coronavirus SARS-CoV-2 

erkrankt sind und auch die Zahl der begründeten Verdachtsfälle steigt an. Es ist daher davon 

auszugehen, dass die zugrundeliegenden Infektionsketten weit verzweigt sind und es auch eine 

größere Zahl infizierter Personen gibt, die asymptomatisch sind, da man eine Ansteckung oft gar nicht 

bemerkt, weil diese ohne Symptome verläuft. Die häufigen Symptome können auch für eine Erkältung 

oder einen grippalen Infekt gehalten werden. Es ist daher möglich, dass Besucherinnen und Besucher, 

die gar nicht wissen, dass sie krank sind oder ihre Symptome nicht in den Zusammenhang mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 bringen bzw. verharmlosen, besonders vulnerable Personen anstecken 

können. 

 

Die Beachtung allgemeiner Hygieneregeln ist bei dem erheblich gefährdeten Personenkreis in den 

betroffenen medizinischen Einrichtungen und vollstationären Einrichtungen der Pflege und für 

Personen mit Behinderungen nicht ausreichend und kann zudem leicht missachtet werden. 

 

Es besteht damit eine konkrete Gefahr für diesen Personenkreis, durch Besucherinnen und Besucher 

angesteckt zu werden. Bei unbeschränktem Zugang von Besucherinnen und Besuchern würden bei 

dem aktuell erhöhten Risiko, dass die Besucher an dem Coronavirus SARS-CoV-2 erkrankt sind, mit 

hinreichender Wahrscheinlichkeit eine Verletzung eines geschützten Rechtsguts, hier die Gesundheit 

bzw. das Leben von deutlich gefährdeten Personengruppen, geschehen, wenn weiterhin ohne 

Beschränkungen alle Besucherinnen und Besucher zugelassen werden. Die Verbreitung des Virus 

würde zudem vorangetrieben werden.   

 

Um einen möglichst umfassenden Schutz zu gewährleisten, darf jede Patientin, jeder Patient, 

Bewohnerin, Bewohner oder Betreute nur eine Besucherin oder einen Besucher, die nicht zu dem in Nr. 

1, Satz 1, 1. Halbsatz genannten Personenkreis zählen, pro Tag für je eine Stunde empfangen. 

 

Zu Nr. 1 Buchst. a): 

In den voll- und teilstationären medizinischen Einrichtungen werden vielfach Personen betreut, die 

durch eine Infektion mit dem neuen Erreger in besonders schwerer Weise gesundheitlich gefährdet 

wären. Zum Schutz dieser besonders vulnerablen Personengruppen stellt die Beschränkung des 

Zugangs eine geeignete und erforderliche Schutzmaßnahme dar. Neben der Vermeidung von 

Einträgen des Erregers wird auch die medizinische Versorgung unterstützt. Das Erkrankungsrisiko des 

betreuenden und medizinischen Personals wird verringert. Dadurch tragen die Maßnahmen für die 

erfassten medizinischen Einrichtungen auch zur Aufrechterhaltung der Versorgungskapazitäten bei. 
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Zu Nr. 1 Buchst. b): 

Es gelten dieselben Überlegungen wie zu Buchst. a). Hinzu kommt folgender Faktor: In vollstationären 

Einrichtungen der Pflege werden vielfach ältere Personen betreut, die zu den Risikogruppen gehören 

und durch eine Infektion mit dem neuen Erreger in besonders schwerer Weise gesundheitlich 

gefährdet wären.   

 

Zu Nr. 1 Buchst. c): 

Es gelten dieselben Überlegungen wie zu Buchst. a) und b). Auch in vollstationären Einrichtungen für 

Menschen mit Behinderungen werden vielfach Personen betreut, die durch eine Infektion mit dem 

neuen Erreger in besonders schwerer Weise gesundheitlich gefährdet wären. 

Eine Definition der Risikogruppe finden Sie unter: 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogruppen.html 

 

Zu Nr. 1 Buchst. d) -g) 

In betreuten Wohngruppen werden vielfach Personen betreut, die durch eine Infektion mit dem neuen 

Erreger in besonders schwerer Weise gesundheitlich gefährdet sind. Zum Schutz dieser besonders 

vulnerablen Personengruppen stellt die Beschränkung des Zugangs eine geeignete und erforderliche 

Schutzmaßnahme dar. Neben der Vermeidung von Einträgen des Erregers wird auch die medizinische 

Versorgung unterstützt. Das Erkrankungsrisiko des betreuenden und medizinischen Personals wird 

verringert. Dadurch tragen die Maßnahmen für die erfassten medizinischen und pflegerischen 

Einrichtungen auch zur Aufrechterhaltung der Versorgungskapazitäten bei. 

Bei Menschen mit Behinderungen ist nicht jeder Personenkreis betroffen, sondern. lediglich die, die zu 

dem vulnerablen Personenkreis gehören. Eine Definition dieses Personenkreises ist hier abzurufen: 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogruppen.html 

 

Zu Nr. 1 Buchst. h) und i) 

Dieser Personenkreis ist mit dem Personenkreis unter Buchst. b.) vergleichbar. 

 

Der Personenkreis unter Buchstabe h) unterscheidet sich oftmals nicht von dem Personenkreis in 

vollstationären Einrichtungen. Ausschlaggebend für die Einordnung ist die vertragliche Konstruktion 

des Trägers, die eine höhere Wahlfreiheit der Bewohnerinnen und Bewohner zulässt. 

 

Der Personenkreis unter Buchst. i) unterscheidet sich lediglich durch Aufenthaltsdauer von dem des 

Buchst. b). Da die Aufenthaltsdauer aber bis zu drei Monaten betragen kann, ist die Gefährdungslage 

dieses Personenkreises vergleichbar. 

 

Zu Nr. 1 Buchst. j) 

Die Wohnangebote der Auffangnorm nach dem LWTG kann auch von einem Personenkreis bewohnt 

werden, der vulnerabel im Sinne der Definition der Buchst. d) -g) ist. Daher muss für diesen 

Personenkreis ebenfalls ein erhöhter Schutzbedarf gelten. 

 

Zu Nr. 2: 

Um besonderen Situationen, z. B. bei Kindern, im Notfall, in palliativen Situationen oder in der 

Versorgung von Sterbenden, Rechnung tragen zu können, können die Einrichtungen Ausnahmen 

zulassen. Hierbei können sie Auflagen besonders hinsichtlich Hygiene oder Besuchszeiten zulassen. 

Diese müssen sicherstellen, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie andere Personen in den 

jeweiligen Einrichtungen nicht gefährdet werden. 

 

Die Kreisverwaltung ist nach § 2 der Landesverordnung zur Durchführung des Infektionsschutzgesetzes 

(GVBl. 2010, 55) die zuständige Behörde im Sinne des IfSG und nach § 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG für den 

Erlass von Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten zuständig. 

 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogruppen.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogruppen.html
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Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Absatz 3 IfSG in Verbindung mit 

§ 16 Absatz 8 IfSG. Rechtsbehelfe haben somit keine aufschiebende Wirkung. 

 

Zu Nr. 3: 

Zuwiderhandlungen sind als Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße bis zu 25.000 Euro bewehrt 

(§ 73 Abs. 1a Nr. 6 und Abs. 2 IfSG) und bei vorsätzlicher Handlung und dadurch der Verbreitung des 

Erregers gemäß § 74 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe bewehrt. Die Anordnung 

stellt eine Maßnahme nach § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG dar. 

 

Zu Nr. 4: 

Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben (§ 1 Absatz 1 

Landesverwaltungsverfahrensgesetz (GVBl. 1976, 308) in Verbindung mit § 41 Absatz 4 Satz 4 VwVfG). 

Sie ist nicht befristet, wird aber bei entsprechender erneuter Risikoeinschätzung ganz oder teilweise 

aufgehoben. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch 

erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der Kreisverwaltung Germersheim, Luitpoldplatz 1, 76726 

Germersheim einzulegen. 

Der Widerspruch kann schriftlich oder nach Maßgabe des § 3 a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz 

(VwVfG) oder zur Niederschrift bei der Kreisverwaltung Germersheim, Luitpoldplatz 1, 76726 

Germersheim erhoben werden. 

Bei der Verwendung der elektronischen Form (§ 3 a Abs. 2 VwVfG) sind besondere technische 

Rahmenbedingungen zu beachten, die im Internet auf der Homepage der Kreisverwaltung  

(www.kreis-germersheim.de) unter dem Punkt Impressum aufgeführt sind. 

 

 

gez.  

 

Dr. Fritz Brechtel 

Landrat 

 

 

http://www.kreis-germersheim.de/
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4. Öffentliche Bekanntmachung der Kreisverwaltung Germersheim: Allgemeinverfügung der 

Kreisverwaltung Germersheim zum Entfall von Unterricht und Betreuungsangeboten im Zuge der 

Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 (COVID-19). 

 

 

Allgemeinverfügung 

der Kreisverwaltung Germersheim 

 

zum Entfall von Unterricht und Betreuungsangeboten  

im Zuge der Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 (COVID-19) 
 

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Es muss alles dafür 

getan werden, eine weitere Ausbreitung zu verhindern.  

 

Nach § 28 Absatz 1 Satz 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) wird folgende Allgemeinverfügung erlassen: 

 

1. An allen Schulen im Landkreis Germersheim entfallen sämtliche regulären Schulveranstaltungen, 

insbesondere der Unterricht sowie die regulären Betreuungsangebote. 

 

2. An allen Kindertageseinrichtungen im Landkreis Germersheim entfallen die regulären 

Betreuungsangebote. 

 

3. Einrichtungen nach Ziff. 1 und 2 haben im Sinne einer Notversorgung Kinder zu betreuen. Die 

Einrichtung einer Notversorgung richtet sich an: 

   Förderschulen sowie Kindertagesstätten mit heilpädagogischem Angebot, soweit deren 

Betrieb für die Betreuung und Versorgung besonders beeinträchtigter Kinder und 

Jugendliche unverzichtbar ist, 

   Kinder, deren Eltern in Bereichen tätig sind, die zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 

Sicherheit und Ordnung des Staates und der Grundversorgung der Bevölkerung 

notwendig sind, und für die der Wegfall der Betreuung eine besondere Härte darstellen 

würde, 

   sonstige besondere Härtefälle. 

 

Dabei ist darauf zu achten, dass der Zweck dieser Allgemeinverfügung nicht beeinträchtigt wird. 

 

Personen, die bereits infiziert sind oder die sich in einem Gebiet aufgehalten haben, das vom RKI 

im Zeitpunkt des Aufenthalts als Risikogebiet ausgewiesen war oder innerhalb von 14 Tagen 

danach als solches ausgewiesen worden ist und die sich nicht bereits mindestens 14 Tage 

außerhalb eines Risikogebietes aufgehalten haben, dürfen nicht an einer Notversorgung 

teilnehmen. 

 

4. Die Regelungen nach Ziff. 1 und 2 sind bis einschließlich 19. April 2020 befristet. 

 

5. Auf die Strafvorschrift des § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG wird hingewiesen. 

 

6. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben und tritt 

mit ihrer Bekanntgabe in Kraft. 

 

 



 10 

Begründung 

 

Nach § 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG trifft die zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen, wenn 

Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden oder sich 

ergibt, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, soweit und solange es 

zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Insbesondere können 

Einrichtungen nach Ziff. 1 und 2 geschlossen werden. Als weniger einschneidende Maßnahmen ist 

hiernach auch die Anordnung zulässig, dass in den Einrichtungen nach Ziff. 1 und 2 der Unterricht bzw. 

die Betreuungsangebote entfallen.  

 

Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinn des § 2 Nr. 1 IfSG, der sich in 

Rheinland-Pfalz derzeit stark verbreitet. In nahezu allen Landkreisen wurden bereits Krankheits- und 

Ansteckungsverdächtige festgestellt. 

 

Nach bisherigem Sachstand sind in Deutschland immer mehr Einrichtungen nach Ziff. 1 und 2 von der 

Krankheit COVID-19 betroffen. In den Einrichtungen nach Ziff. 1 und 2 besteht erhebliche 

Ansteckungsgefahr und die Gefahr der Fortsetzung entsprechender Infektionsketten. 

 

Wenn bereits Infektionsketten in Einrichtungen nach Ziff. 1 und 2 bestehen, ist eine Ausbreitung dort 

nur noch schwer einzudämmen, ohne eine Schließung der betroffenen Einrichtung vorzunehmen. 

 

Da nach der derzeitigen Datenlage von einem weiteren Anstieg der COVID-19 Fälle auszugehen ist 

und die weitere geographische Ausbreitung wahrscheinlich wird, ist davon auszugehen, dass 

zunehmend Einrichtungen nach Ziff. 1 und 2 betroffen sein werden. 

 

Nach den bisherigen Erkenntnissen erkranken Kinder nicht schwer an COVID-19. Sie können aber 

ebenso wie Erwachsene, wahrscheinlich auch ohne Symptome zu zeigen, Überträger von SARS-CoV-2 

sein. 

 

Das Einhalten einer disziplinierten Hygieneetikette ist abhängig vom Alter und der Möglichkeit zur 

Übernahme von (Eigen-)Verantwortung und bedarf daher bei Kindern noch einer 

entwicklungsangemessenen Unterstützung durch Erwachsene. Diese Unterstützung kann in den 

Einrichtungen mit einer Vielzahl an betreuten Kindern seitens der Aufsichtspersonen nicht immer 

ununterbrochen sichergestellt werden.  

 

Es kann schon räumlich in den Einrichtungen nach Ziff. 1 und 2 keine lückenlose Überwachung 

gewährleistet werden. 

 

Damit ist die Gefahr, dass sich Infektionen innerhalb von Einrichtungen nach Ziff. 1 und 2 ausbreiten, 

besonders hoch. Somit ist zu erwarten, dass immer mehr Kinder Überträger von SARS-CoV-2 sein 

werden. Durch die infizierten Kinder erfolgt ein entsprechender Eintrag in die Familien und andere 

Lebensbereiche. Auf diesem Wege erfolgt sowohl ein weiterer Infektionsdruck auf die mittlere 

Altersgruppe (Erwerbstätige) als auch auf die vulnerablen, höheren Altersgruppen. Letztere gilt es nach 

dem derzeitigen Erkenntnisstand besonders zu schützen. 

 

Aus den oben genannten Gründen ist zur Verlangsamung des Infektionsgeschehens in Rheinland-Pfalz 

und zum Schutz vulnerabler Gruppen ein Entfallen des Unterrichts und der regulären 

Betreuungsangebote in Einrichtungen nach Ziff. 1 und 2 bis zum 19. April 2020 (Ende der Osterferien) 

geboten. Dadurch werden infektionsrelevante Kontakte für insgesamt fünf Wochen unterbunden. Es 

soll erreicht werden, dass sich die Ausbreitung von COVID-19 verlangsamt. Durch eine Verzögerung 

der Ausbreitung kann zusätzlich eine stärkere Entkopplung von der Influenzawelle erreicht werden. 

Somit können die zu erwartenden schweren Erkrankungsfälle in der Bevölkerung über einen längeren 
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Zeitraum verteilt und Versorgungsengpässe in den Krankenhäusern vermieden werden. Auch insofern 

dient die vorliegende Maßnahme dem Gesundheitsschutz. 

 

Aus den genannten Gründen ist nach Abwägung aller relevanten Umstände die vorliegende, zeitlich 

befristete Anordnung verhältnismäßig und gerechtfertigt, um dem vorrangigen Gesundheitsschutz der 

Bevölkerung (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz) Rechnung zu tragen. Die Rechte und Interessen der 

Kinder und Jugendlichen, der Eltern und des Personals der Einrichtungen treten dem gegenüber 

zurück. Die geänderten tatsächlichen Verhältnisse machen diese Allgemeinverfügung erforderlich.  

 

Zu Nr. 1: 

Nach Nr. 1 entfallen an allen Schulen im Landkreis Germersheim der Unterricht und die sonstigen 

regulären Schulveranstaltungen. Schülerinnen und Schüler sind von der persönlichen Anwesenheit am 

Unterricht und an jeglichen sonstigen schulischen Veranstaltungen befreit.  

 

Die Lehrkräfte befinden sich weiterhin im Dienst. Gleiches gilt für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 

der Schulverwaltung. 

 

Zu Nr. 2: 

Die Übertragungsgefahr in Kindertageseinrichtungen ist besonders hoch. Die 

Personensorgeberechtigten dürfen die betreffenden Kinder nicht in die Einrichtungen bringen und das 

Recht auf Betreuung gegenüber dem Träger geltend machen. Der Rechtsanspruch auf Betreuung nach 

§ 24 SGB VIII ist insoweit eingeschränkt. 

 

Zu Nr. 3: 

Die Regelung in Nr. 3 trägt dem Umstand Rechnung, dass in bestimmten Fällen die Einrichtung von 

Betreuungsangeboten erforderlich ist. Gleichzeitig dient sie aber auch dem Schutz vor Ansteckung der 

Schülerinnen und Schüler, die sich in der Notversorgung befinden. 

 

Zu Nr. 4: 

Aus Gründen der Verhältnismäßigkeit ist die Allgemeinverfügung zeitlich befristet. 

 

Zu Nr. 5:  

Zuwiderhandlungen sind gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 

Geldstrafe bewehrt. Die Anordnung stellt eine Maßnahme nach § 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG dar.  

 

Die Kreisverwaltung ist nach § 2 der Landesverordnung zur Durchführung des Infektionsschutzgesetzes 

(GVBl. 2010, 55) die zuständige Behörde im Sinne des IfSG und nach § 28 Absatz 1 Satz 2 IfSG für den 

Erlass von Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten zuständig.  

 

Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Absatz 3 IfSG in Verbindung mit 

§ 16 Absatz 8 IfSG. Rechtsbehelfe haben somit keine aufschiebende Wirkung.  

 

Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben (§ 1 Absatz 1 

Landesverwaltungsverfahrensgesetz (GVBl. 1976, 308) in Verbindung mit § 41 Absatz 4 Satz 4 VwVfG).  

 

Rechtsbehelfsbelehrung  

 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch 

erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der Kreisverwaltung Germersheim, Luitpoldplatz 1, 76726 

Germersheim einzulegen. 

Der Widerspruch kann schriftlich oder nach Maßgabe des § 3 a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz 

(VwVfG) oder zur Niederschrift bei der Kreisverwaltung Germersheim, Luitpoldplatz 1, 76726 

Germersheim erhoben werden. 
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Bei der Verwendung der elektronischen Form (§ 3 a Abs. 2 VwVfG) sind besondere technische 

Rahmenbedingungen zu beachten, die im Internet auf der Homepage der Kreisverwaltung  

(www.kreis-germersheim.de) unter dem Punkt Impressum aufgeführt sind. 

 

 

gez. 

 

Dr. Fritz Brechtel 

Landrat   

 

 

http://www.kreis-germersheim.de/
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5. Öffentliche Bekanntmachung der Kreisverwaltung Germersheim: Allgemeinverfügung der 

Kreisverwaltung Germersheim zu weiteren kontaktreduzierenden Maßnahmen aufgrund des 

Aufkommens von SARS-CoV-2 – Infektionen in Rheinland-Pfalz. 

 

 

Allgemeinverfügung 

der Kreisverwaltung Germersheim 

 

zu weiteren kontaktreduzierenden Maßnahmen aufgrund 

des Aufkommens von SARS-CoV-2 -Infektionen in Rheinland-Pfalz 
 

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Es muss alles dafür 

getan werden, eine weitere Ausbreitung zu verhindern. Deshalb sind erhöhte Schutzmaßnahmen zur 

Verhinderung der Verbreitung erforderlich. 

 

Nach § 28 Absatz 1 Satz 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG) wird folgende Allgemeinverfügung erlassen: 

 

1. Für den Publikumsverkehr zu schließen sind: 

a. alle Bars, Clubs, Discotheken, Kneipen und ähnliche Einrichtungen, 

b. Theater, Opern, Konzerthäuser, Museen und ähnliche Einrichtungen, 

c. Messen, Ausstellungen, Kinos, Freizeit- und Tierparks und Anbieter von 

Freizeitaktivitäten (indoor und outdoor), Spezialmärkte, Spielhallen, Spielbanken, 

Wettannahmestellen und ähnliche Einrichtungen, 

d. Prostitutionsstätten, Bordelle und ähnliche Einrichtungen, 

e. der Sportbetrieb auf und in allen öffentlichen und privaten Sportanlagen, Schwimm- 

und Spaßbäder, Fitnessstudios, Saunen, Solarien, Sonnenstudios und ähnliche 

Einrichtungen, 

f. Verkaufsstellen des Einzelhandels, insbesondere Outlet-Center, 

g. Spielplätze. 

2. Diese Regelung gilt nicht für Einzelhandelsbetriebe für Lebensmittel, Wochenmärkte, Abhol- 

und Lieferdienste, Getränkemärkte, Apotheken, Sanitätshäuser, Drogerien, Tankstellen, Banken 

und Sparkassen, Poststellen, Frisöre, Reinigungen, Waschsalons, Zeitungsverkauf, Bau-, 

Gartenbau- und Tierbedarfsmärkte und der Großhandel. Eine Öffnung dieser genannten 

Einrichtungen erfolgt unter Auflagen zur Hygiene (z.B. Bereitstellung von Desinfektionsmittel) 

und zur Steuerung des Zutritts, um Warteschlangen zu vermeiden (z.B. Einlasskontrollen). 

Dienstleister und Handwerker können weiterhin ihre Tätigkeit ausüben, sofern sie die 

erforderlichen Schutzmaßnahmen gewährleisten können. Alle Einrichtungen des 

Gesundheitswesens bleiben unter Beachtung der hygienischen Anforderungen geöffnet. 

3. Der Zugang zu Mensen, Restaurants, Speisegaststätten und Hotels ist zu beschränken und nur 

unter der Auflage zulässig, dass Hygienevorschriften eingehalten und Hinweise ausgehängt 

werden, die Besucherzahl reglementiert wird und Abstände zwischen den Tischen 2 Meter 

betragen. Es dürfen höchstens vier Personen gleichzeitig an einem Tisch sitzen Die 

Öffnungszeiten von Restaurants und Speisegaststätten werden auf 6:00 Uhr bis 18:00 Uhr 

begrenzt.  

4. Übernachtungsangebote im Hotelgewerbe sind nur zu notwendigen und ausdrücklich nicht zu 

touristischen Zwecken zulässig. 

5. Verboten sind 

a. Zusammenkünfte in Vereinen, sonstigen Sport- und Freizeiteinrichtungen sowie die 

Wahrnehmung von Angeboten in Volkshochschulen, Musikschulen und sonstigen 
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öffentlichen und privaten Bildungseinrichtungen im außerschulischen Bereich (auch 

Fahrschulen und Prüfungseinrichtungen) sowie Reisebusreisen, 

b. Zusammenkünfte in Kirchen, Moscheen, Synagogen und die Zusammenkünfte anderer 

Glaubensgemeinschaften. 

6. Veranstaltungen sind untersagt. Ein Ausnahmevorbehalt ist nicht zulässig. 

7. Die Maßnahmen nach Ziff. 1 bis 6 gelten ab 18. März 2020, 0:00 Uhr. 

8. Auf die Bußgeldvorschrift des § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG sowie die Strafvorschrift des § 74 IfSG 

wird hingewiesen. 

9. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben und 

tritt mit ihrer Bekanntgabe in Kraft. 

10. Die Maßnahmen sind bis 19. April 2020 befristet. 

11. Durch diese Verfügung wird die Allgemeinverfügung vom 14.03.2020- veröffentlicht im 

Amtsblatt des Landkreises Germersheim Nr. 10 am 14.03.2020 – ersetzt 

 

 

Begründung 

 

Vor dem Hintergrund der weiter steigenden Infektionszahlen in den vergangenen Tagen und der sehr 

dynamischen Entwicklung ist es erforderlich, weitere kontaktreduzierende Maßnahmen zu ergreifen, 

um die Ausbreitungsdynamik zu unterbrechen. Die Maßnahmen dieser Allgemeinverfügung sind 

geeignet zu einer weiteren Verzögerung der Infektionsdynamik beizutragen. 

 

Die Kreisverwaltung hat als zuständige Behörde im Sinne des Infektionsschutzgesetzes dafür Sorge zu 

tragen, dass notwendige Schutzmaßnahmen zur Bekämpfung von SARS-CoV-2 getroffen werden. 

 

Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 über Tröpfchen, z.B. durch Husten, 

Niesen, und durch teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Personen kann es zu 

Übertragungen von Mensch-zu-Mensch kommen. Rheinland-Pfalz grenzt an mehrere Risikogebiete 

bzw. besonders betroffene Gebiete (im Norden Kreis Heinsberg, Nordrhein-Westfalen, im Süden an die 

Region Grand Est), in denen die Krankheit besonders häufig auftritt. 

 

Bei größeren Menschenansammlungen lässt sich die Gefahr einer Virusübertragung angesichts des 

aktuellen Verlaufs an Infektionen mit SARS-CoV-2 nicht sicher beurteilen. Dafür spricht die heterogene, 

nicht vollständig zu überblickende Zusammensetzung und Herkunft der Teilnehmenden sowie die bei 

solchen Menschenansammlungen regelmäßig zu befürchtende Durchmischung und Nähe der 

Teilnehmenden. Darüber hinaus wird bei einer höheren Teilnehmerzahl eine vollständige und 

zuverlässige Erfassung der für eine etwaige Rückverfolgung der Teilnehmenden notwendigen 

persönlichen Daten schwer zu gewährleisten sein. 

 

Zu Ziff. 1 - 5 

 

Die Maßnahmen sind erforderlich, da damit zu rechnen ist, dass hier eine Vielzahl von Menschen 

aufeinandertrifft und eine weitere Übertragung der Krankheit ermöglicht wird.  

 

Um die Versorgung der Bevölkerung zu gewährleisten, ist es erforderlich, dass die in Ziffer 3 

genannten Einrichtungen geöffnet bleiben. Dabei soll der Aufenthalt zur Deckung des dringenden 

oder täglichen Bedarfs ermöglicht werden. 

 

Zu Ziff. 6 

 

Regelmäßig werden auf größeren Veranstaltungen auch vulnerable Gruppen (insbesondere ältere 

Menschen, Menschen mit Vorerkrankungen oder geschwächtem Immunsystem) in nicht unerheblicher 

Zahl zu erwarten sein. Ebenso kann nicht sicher gewährleistet werden, dass insbesondere die 
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notwendigen Hygieneanforderungen durchweg eingehalten werden, selbst wenn diese im Vorfeld der 

Veranstaltung dem Veranstalter im Wege der Auflage aufgegeben wurden. 

 

Es erscheint daher sachgerecht, von einer Durchführung von Veranstaltungen abzusehen.  

 

Der Veranstaltungsbegriff ist dabei grundsätzlich weit zu fassen. Er umfasst sämtliche öffentliche und 

nicht-öffentliche Ansammlungen von Menschen an einem gemeinsamen Ort. Die Allgemeinverfügung 

bezieht sich auch auf sonstige Ansammlungen einer größeren Anzahl von Menschen.  

 

Hierunter fallen auch Versammlungen nach dem Versammlungsgesetz. 

 

Gemäß der Gesetzesbegründung (BT-Drs. 14/2530) ermöglicht § 28 Abs. 1 IfSG die Anordnung von 

Maßnahmen gegenüber einzelnen wie mehreren Personen. Bei Menschenansammlungen können 

Krankheitserreger besonders leicht übertragen werden. Deshalb ist hier die Einschränkung von 

Freiheitsrechten in speziellen Fällen gerechtfertigt. 

 

Aus Gründen der Verhältnismäßigkeit ist die Allgemeinverfügung zeitlich befristet.  

 

Die Kreisverwaltung ist nach § 2 der Landesverordnung zur Durchführung des Infektionsschutzgesetzes 

(GVBl. 2010, 55) die zuständige Behörde im Sinne des IfSG und nach § 28 Absatz 1 Satz 2 IfSG für den 

Erlass von Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten zuständig.  

 

Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Absatz 3 IfSG in Verbindung mit 

§ 16 Absatz 8 IfSG. Rechtsbehelfe haben somit keine aufschiebende Wirkung.  

 

Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben (§ 1 Absatz 1 

Landesverwaltungsverfahrensgesetz (GVBl. 1976, 308) in Verbindung mit § 41 Absatz 4 Satz 4 VwVfG).  

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben 

werden. Der Widerspruch ist bei der Kreisverwaltung Germersheim, Luitpoldplatz 1, 76726 Germersheim 

einzulegen. 

Der Widerspruch kann schriftlich oder nach Maßgabe des § 3 a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 

oder zur Niederschrift bei der Kreisverwaltung Germersheim, Luitpoldplatz 1, 76726 Germersheim erhoben 

werden. 

Bei der Verwendung der elektronischen Form (§ 3 a Abs. 2 VwVfG) sind besondere technische 

Rahmenbedingungen zu beachten, die im Internet auf der Homepage der Kreisverwaltung  

(www.kreis-germersheim.de) unter dem Punkt Impressum aufgeführt sind. 

 

 

gez. 

 

Dr. Fritz Brechtel 

Landrat 
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